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Amts - Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


M 3 Marienwerder, den 1. September 1897. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. i 
1) Bekanntmachung, 
betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Buch⸗ 
druckereien und Schriftgießereien. 
Vom 31. Juli 1897. 


Auf Grund des § 120 e der Gewerbeordnung 
hat der Bundesrath folgende Vorſchriften über die 


Einrichtung und den Betrieb der Buchdruckereien und 0 


Schriftgießereien erlaſſen: 

J. Auf Räume, in welchen Perſonen mit dem Setzen 
von Lettern oder mit der Herſtellung von Lettern 
oder Stereotypplatten beſchäftigt werden, finden 
folgende Vorſchriften Anwendung: 

1. Der Fußboden der Arbeitsräume darf nicht 
tiefer als einen halben Meter unter dem ihn 
umgebenden Erdboden liegen. Ausnahmen 
dürfen durch die höhere Verwaltungsbehörde 
zugelaſſen werden, wenn durch zweckmäßige 
Iſolirung des Bodens und ausreichende Licht⸗ 
und Luftzufuhr den geſundheitlichen Anforde⸗ 
rungen entſprochen iſt. 

Unter dem Dache liegende Räume dürfen 
als Arbeitsräume nur dann benutzt werden, 
wenn das Dach mit gerohrter und verputzter 
Verſchalung verſehen iſt. 

2. In Arbeitsräumen, in welchen die Herſtellung 
von Lettern und Stereotypplatten erfolgt, 
muß die Zahl der darin beſchäftigten Per⸗ 
ſonen ſo bemeſſen ſein, daß auf jede mindeſtens 
fünfzehn Kubikmeter Luftraum entfallen. In 
Räumen, in welchen Perſonen nur mit anderen 
Arbeiten beſchäftigt werden, müſſen auf jede 5 
Perſon mindeſtens zwölf Kubikmeter Luftraum 
entfallen. 

In Fällen vorübergehenden außerordent⸗ 
lichen Bedarfs kann die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde auf Antrag des Unternehmers eine 6 
dichtere Belegung der Arbeitsräume für höchſtens 
dreißig Tage im Jahre inſoweit geſtatten, 
daß mindeſtens zehn Kubikmeter Luftraum 
auf die Perſon entfallen. 

3. Die Räume müſſen, wenn auf eine Perſon 
wenigſtens fünfzehn Kubikmeter Luftraum 
kommen, mindeſtens 2,60 Meter, andernfalls 
mindeſtens 3 Meter hoch ſein. 


Die Räume müſſen mit Fenſtern ver⸗ 
ſehen ſein, welche nach Zahl und Größe ge⸗ 
nügen, um für alle Arbeitsſtellen ausreichendes 
Licht zu gewähren. Die Fenſter müſſen To 
eingerichtet ſein, daß ſie zum Zwecke der 
Lüftung ausreichend geöffnet werden können. 

Arbeitsräume mit ſchräg laufender Decke 


dürfen im Durchſchnitte keine geringere als 
die im Abſatz 1 bezeichnete Höhe haben. 


.Die Räume müſſen mit einem dichten und 


feſten Fußboden verſehen ſein, der eine leichte 
Beſeitigung des Staubes auf feuchtem Wege 
geſtattet Hölzerne Fußböden müſſen glatt 
gehobelt und gegen das Eindringen der Näſſe 
geſchützt ſein. 

Die Wände und Decken müſſen, ſoweit 
ſie nicht mit einer glatten abwaſchbaren Be⸗ 
kleidung oder mit einem Oelfarbenanſtrich 
verſehen ſind, mindeſtens einmal jährlich mit 
Kalk friſch angeſtrichen werden. Die Be⸗ 
kleidung und der Oelfarbenanſtrich müſſen 
jährlich einmal abgewaſchen und der Oel⸗ 
farbenanſtrich, wenn er lackirt iſt, mindeſtens 
alle zehn Jahre, wenn er nicht lackirt iſt, alle 
fünf Jahre erneuert werden. 

Die Setzerpulte und die Regale für die 
Letternkaſten müſſen entweder ringsherum 
dichtſchließend auf dem Fußboden aufſitzen, ſo 
daß ſich unter denſelben kein Staub an⸗ 
ſammeln kann, oder mit ſo hohen Füßen ver⸗ 
ſehen ſein, daß die Reinigung des Fußbodens 
auch unter den Pulten und Schriftregalen 
leicht ausgeführt werden kann. 


. Die Arbeitsräume find täglich mindeſtens 


einmal gründlich zu lüften. Ferner iſt dafür 
Sorge zu tragen, daß in ihnen ein aus⸗ 
reichender Luftwechſel während der Arbeitszeit 
ſtattfindet. 


Die Schmelzkeſſel für das Lettern⸗ und Stere⸗ 


otypenmetall ſind mit gut ziehenden, ins 
Freie oder in einen Schornſtein mündenden 
Abzugsvorrichtungen (Fangtrichtern) für ent⸗ 
ſtehende Dämpfe zu überdecken. 

Das Legiven des Metalls und das Aus⸗ 


ſchmelzen der ſogenannten Krätze darf nur in 
beſonderen Arbeitsräumen, in anderen nur 


Ausgegeben in Marienwerder am 2. September 1897. 


10. 


11. 


12. 


— 1 — 


nach Entfernung der mit dieſen Verrichtungen 
nicht beſchäftigten Arbeiter erfolgen. 


. Die Räume und deren Einrichtungen, ins: 


beſondere auch Wände, Geſimſe, Regale ſind 
zweimal im Jahre gründlich zu reinigen. 

Die Fußböden ſind täglich mindeſtens 
einmal durch Abwaſchen oder feuchtes Ab⸗ 
reiben vom Staube zu reinigen. 


„Die Letternkaſten find, bevor fie in Gebrauch 


genommen werden und ſolange ſie in Be⸗ 
nutzung ſtehen, nach Bedarf, mindeſtens aber 
zweimal im Jahre zu reinigen. 

Das Ausblaſen der Kaſten darf nur 
mittelſt eines Blaſebalges im Freien ſtatt⸗ 
finden und jugendlichen Arbeitern nicht über⸗ 
tragen werden. 


In den Arbeitsräumen find mit Waſſer ge⸗ 


füllte und täglich zu reinigende Spucknäpfe, 
und zwar mindeſtens einer für je fünf Per⸗ 
ſonen, aufzuſtellen. 

Das Ausſpucken auf den Fußboden iſt 
von den Arbeitgebern zu unterſagen. 


Für die Setzer ſowie die Gießer, Polirer und 
Schleifer ſind in den Arbeitsräumen oder in 
deren unmittelbarer Nähe in zweckentſprechenden 
Räumen ausreichende Waſcheinrichtungen an⸗ 
zubringen und mit Seife auszuſtatten; für 
jeden Arbeiter iſt mindeſtens wöchentlich ein 
reines Handtuch zu liefern. 

Soweit nicht genügende Waſcheinrich⸗ 
tungen mit fließendem Waſſer vorhanden ſind, 
muß für höchſtens je fünf Arbeiter eine Waſch⸗ 
gelegenheit eingerichtet werden. Es muß ferner 
dafür geſorgt werden, daß bei der Waſch⸗ 
einrichtung ſtets reines Waſſer in ausreichender 
Menge vorhanden iſt und daß das gebrauchte 
Waſſer an Ort und Stelle ausgegoſſen werden 
kann. 

Die Arbeitgeber haben mit Strenge 
darauf zu halten, daß die Arbeiter jedesmal, 
bevor fie Nahrungsmittel innerhalb des Be: 
triebs zu ſich nehmen oder den Betrieb ver⸗ 
laſſen, von der vorhandenen Waſchgelegenheit 
Gebrauch machen. 

Kleidungsſtücke, welche während der Arbeits⸗ 
zeit abgelegt werden, ſind außerhalb der Ar⸗ 
beitsräume aufzubewahren. Innerhalb der 
Arbeitsräume iſt die Aufbewahrung nur ge⸗ 
ſtattet, wenn dieſelbe in verſchließbaren oder 
mit einem dicht ſchließenden Vorhange ver⸗ 
ſehenen, gegen das Eindringen von Staub 
geſchützten Schränken erfolgt. Die letzteren 
müſſen während der Arbeitszeit geſchloſſen ſein. 


Alle mit erheblicher Wärmeentwickelung ver⸗ 
bundenen Beleuchtungseinrichtungen ſind derart 
anzuordnen oder mit ſolchen Schutzvorkehrungen 
zu verſehen, daß eine beläſtigende Wärme⸗ 


II. 


III. 


IV. 


ausſtrahlung nach den Mrbeitsitellen ver⸗ 
mieden wird. 

Der Arbeitgeber hat, um die Durchführung 
der unter Ziffer 8, 9 Abſatz 2, 10 Abſatz 3 
und 11 getroffenen Beſtimmungen zu regeln 
und ſicherzuſtellen, für die Arbeiter verbind⸗ 
liche Vorſchriften zu erlaſſen. 

Werden in einem Betrieb in der Regel 
mindeſtens zwanzig Arbeiter beſchäftigt, ſo 
find dieſe Vorſchriften in die uach § 134 a 
der Gewerbeordnung zu erlaſſende Arbeits⸗ 
ordnung aufzuehmen. 

In jedem Arbeitsraum iſt ein von der Orts⸗ 
polizeibehörde zur Beſtätigung der Richtigkeit 
ſeines Inhalts unterzeichneter Aushang anzu⸗ 
bringen, aus dem erſichtlich it: 

a) die Länge, Breite und Höhe des Raumes, 
b) der Inhalt des Luftraums in Kubikmeter, 
e) die Zahl der Arbeiter, die demnach in dem 

Arbeitsraume beſchäftigt werden darf. 

In jedem Arbeitsraume muß ferner an 
einer in die Augen fallenden Stelle eine Tafel 
aushängen, die in deutlicher Schrift die Be⸗ 
ſtimmungen unter I wiedergiebt. 

Für die bei dem Erlaſſe dieſer Bekanntmachung 
bereits im Betriebe ſtehenden Anlagen können 
während der erſten zehn Jahre nach Erlaß dieſer 
Bekanntmachung auf Antrag des Unternehmers 
Abweichungen von den Vorſchriften unter I 
Ziffer 2 und 3 durch die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde zugelaſſen werden. Jedoch darf für die 
Arbeitsräume eine geringere als die unter I 
Ziffer 3 bezeichnete Höhe nur dann zugelaſſen 
werden, wenn jedem Arbeiter ein Luftraum in 
Gießereien von mindeſtens fünfzehn Kubikmeter, 
in Setzereien von mindeſtens zwölf Kubikmeter 
gewährt wird. Ein geringerer als der unter I 
Ziffer 2 bezeichnete Luftraum darf in Gießereien 
nur bis zur Grenze von je zwölf Kubikmeter, 
in Setzereien nur bis zur Grenze von je zehn 
Kubikmeter und nur unter der Bedingung zu⸗ 
gelaſſen werden, daß durch künſtliche Ventilation 
für regelmäßige Lufterneuerung ausreichend geſorgt 
und die künſtliche Beleuchtung ſo eingerichtet iſt, 
daß weder ſtrahlende Wärme noch die Arbeiter 
beläſtigende Verbrennungsprodukte in die Arbeits⸗ 
räume gelangen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen treten für neu 
zu errichtende Anlagen ſofort in Kraft. 

Für Anlagen, die zur Zeit des Erlaſſes 
dieſer Beſtimmungen bereits im Betriebe ſind, 
treten die Vorſchriften unter I Ziffer 5 Satz 1 
ſowie Ziffer 7 bis 9 ſofort, die übrigen Vor⸗ 
ſchriften mit Ablauf eines Jahres nach dem Tage 
ihrer Verkündigung in Kraft. 

Berlin den 31. Juli 1897. 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Graf von Poſadowsky. 
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2) Bekanntmachung. 
Nach dem Beſchluſſe des Bundesraths vom 
2. v. Mts. kann als Ausnahme von dem im § 27 
des Geſetzes über die Beſteuerung des Tabaks vom 
16. Juli 1879 (R.⸗G.⸗Bl. S. 245) enthaltenen Ver⸗ 
bote der Verwendung von Tabakſurrogaten die Ver⸗ 
wendung von Huflattichblättern bei der Herſtellung 
von Tabakfabrikaten von den Zoll-Direktivbehörden 
widerruflich geſtattet werden. Die dazu zu beobachtenden 
Kontrolvorſchriften werden den Fabrikanten auf Er⸗ 
ſuchen von der Steuerbehörde mitgetheilt werden. 
Die für das genannte Tabakſurrogat zu ent⸗ 
richtende Abgabe iſt von dem Bundesrath auf 65 Mk. 
für 100 kg nach Maßgabe ſeines Gewichts in fabri⸗ 
kationsreifem Zuſtande feſtgeſetzt worden. Die jährlich 
zu verwendende Mindeſtmenge des Surrogats beträgt 
20 kg. 

Berlin, den 5. Auguſt 1897. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
ade aten, 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Anttsvorſtehers Küntzel in Jablonowo zum Standes: 
beamten für den Standesamtsbezirk Jablonowo, Kreiſes 
Strasburg W., Pr., an Stelle des General⸗Bevoll⸗ 
mächtigten Dirlam in Jablonowo zur öffentlichen 
Kenntniß. 

Danzig, den 24. Auguſt 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
des Gutsverwalters und ſtellvertretenden Guts⸗ 
vorſtehers Wilhelm von Fournier in Milewken 
zum Standesbeamten für den Standesamtsbezirk 
Kosziellec, Kreiſes Marienwerder, an Stelle des 
Rittergutsbeſitzers von Fournier in Kosziellec und 
„des Lehrers Kugoth in Adl. Bochlin zum erſten 
Stellvertreter des Standesbeamten für den vor⸗ 
genannten Bezirk, an Stelle des zum Standes⸗ 
beamten ernannten Gutsverwalters von Fournier 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 24. Auguſt 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gaſtwirths Robert Pomplun in Warlubien zum 
Standesbeamten für den Standesamt Warlubien, 
Kreiſes Schwetz, an Stelle des verſtorbenen Schmiede⸗ 
meiſters und Amtsvorſtehers Strech in Warlubien zur 
öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 25. Auguſt 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund der §8 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 


3) 


9) 
1. 


6) 


1883, ſowie der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über|perfoneit, 


die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 wird mit 
Zuſtimmung des Provinzial⸗Raths angeordnet, was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Der 8 8 der Baupolizei⸗Ordnung für Weit: 
preußen (plattes Land) vom 13. Juni 1891 (Außer⸗ 
ordentliche Beilage zum Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Danzig Nr. 28 vom 11. Juli 1891, 
Außerordentliche Beilage zum Amtsblatt der König⸗ 
lichen Regierung zu Marienwerder Nr. 26 vom 1. Juli 
1891 erhält als Abſatz 3 folgenden Zuſatz: 

Auch kann ausnahmsweiſe die Genehmigung zur 

Anlegung einer auf beiden Seiten mit ſtarkem 

Eiſenblech zu beziehenden Thüre in der im 

Abſatz 1 bezeichneten Mauer nach dem Stalle 

zu durch den Kreis-Ausſchuß ertheilt werden, 

ſofern ein weiterer für Menſchen benutzbarer 

Ausweg (Fenſter, Thüre) an der Giebelſeite des 

Wohnungstheiles vorhanden iſt. 

Danzig, den 31. Juli 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
7) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 26. v. Mts. zu genehmigen geruht, daß 
der ſelbſtändige Gutsbezirk Keilhof im Kreiſe Ma⸗ 
rienwerder der Landgemeinde Schinkenberg in dem⸗ 
ſelben Kreiſe zugelegt wird. 

Marienwerder, den 26. Auguſt 1897. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
8) Durch Verſetzung des bisherigen Inhabers iſt die 
Stelle des katholiſchen Geiſtlichen bei der Königlichen 
Strafanſtalt Graudenz, welche mit einem Mindeſtgehalt 
von jährlich 2400 Mark nebſt freier Wohnung oder 
540 Mark Miethsentſchädigung dotirt iſt, neu zu beſetzen. 

Katholiſche Geiſtliche, welche geneigt ſind, die 
Stelle zu übernehmen, wollen ſich unter Vorlegung 
eines ausführlichen Lebenslaufes und etwa vorhandener 
Zeugniſſe baldigſt bei mir melden. 

Marienwerder, den 23. Auguſt 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
In nachbenannten Orten des zum Ober⸗Poſt⸗ 
direktionsbezirk Bromberg gehörigen Theils des Re⸗ 
gierungsbezirks Marienwerder ſind im Laufe des Monats 
Auguſt Poſthülfſtellen eingerichtet worden: 


9 


Hutta, Beſtellungspoſtanſtalt Koſſabude, 
Jagolitz, „ Schloppe, 
Pflaſtermühle, 17 Prechlau, 
Radonsk, Er Groß Lutau. 


Bromberg, den 23. Auguſt 1897. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 

Bekanntmachung. 

Die Güterabfertigungsſtellen des Eiſenbahn⸗ 

Direktionsbezirks Danzig ſind angewieſen, von jetzt ab 

bis zum 31. Oktober d. J. freiwillige Gaben an Lebens⸗ 

mitteln, Kleidern, Decken, Betten, Hausgeräthen pp., 

die zur Unterſtützung der durch Ueberfluthungen, Hagel⸗ 

ſchlag und Stürme betroffenen Bevölkerungen in 

Sachſen und Württemberg beſtimmt und von Privat⸗ 

Unterſtützungskomitees, oder ſtaatlichen und 


10) 
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Kommunalbehörden an die nachbezeichneten, die Ver⸗ 
theilung der Liebesgaben bewirkenden Zentralſtellen pp. 
gerichtet find, zur frachtfreien Beförderung an⸗ 
zunehmen. 
Mit der Vertheilung der Gaben ſind betraut 
worden: 
a. im Königreich Württemberg die Zentral⸗ 
abtheilung des Wohlthätigkeitsvereins in Stutt⸗ 


1) Befanntmadung. 


gart, ſowie die Bezirkshilfskomitees und Ober⸗ 

ämter in Oehringen, Heilbronn, Gerabronn, 

Neckarſulm, Brackenheim, Weinsberg und Künzelsau. 
b. im Königreich Sachſen der unter dem Vorſitze 

des Oberbürgermeiſters Beutler in Dresden ge— 

bildete Ortsausſchuß. 

Danzig, den 28. Auguſt 1897. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Durch rechtskräftig gewordenen Beſchluß des Kreisausſchuſſes vom 23. September 1896 und den auf 
Beſchwerde ergangenen rechtskrafligen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes zu Marienwerder vom 25 Juin 1897 


find für die Landgemeinden Suchoronczek, Hohenfelde und Schmilowo, 
folgende Veränderungen der kommunalen Verhältniſſe eingetreten: 
Es ſind von dem Gutsbezirk Wilhelmsruh abgetrennt und 


ſowie für den Gutsbezirk Wilhelmsruh 


I. mit der Gemeinde Suchoronczek vereinigt: 


Bezeichnung der Parzellen. 


2 Grund⸗ n Grund⸗ 
a Ar⸗] Nummer Flächeninhalt Ger, 
31 Gemarfung. tikel 
E der der 
S Flur.] Parzellen. 
Wilhelmsruh 18 
2 5 Das ſog. Schulzendienſtland 
3 * err SH 
bis /6 
4 5 111 2 / Pp 2 9 6 27 
u. ſ. w. 
5 5 1214 2 17 5 2 1028 20 N na 
u. ſ. w. 
6 15 13 2 4%¾ bie 2 1110 23 38] 421 
E ösꝙopp. 
7 5 14 2 3/5 biss 2 12 10 19 64 5 39 
1 
8 7 17 2 1% und 2315) 8 43 52 6 65 
114 
9 hr 8 2 su] 1 | 61 9 41 94 721 
| 
ö II. mit der Gemeinde Hohenfelde vereinigt 
1 r TT 
2 7 eee 
122% 
R al 2 %% bp 1 3 169 28 — 95 
4. 51 2 sd 1144 5 34 36 5 01 
7 
“| 


Eigenthümer. 


Marianna Bialkowski und Erben⸗ 
Suchoronczek. 
Auguſt Janke⸗Wilhelmsruh. 
Johann Marrach-⸗Wilhelmsruh. 
Emil Schulz⸗Wilhelmsruh. 
Guſtav Ringhandt-Wilhelmsruh 
Joſef Tloczynski⸗Runowo (früher 
Stan. Kaspromicz). 
Valentin Kwasigroch⸗Suchoronczek 


(früher A. u. H. Will). 
Adam Grams⸗Wilhelmsruh. 


Friedrich Wieſe Hohenfelde. 
Paul Schmidt⸗Hohenfelde. 
Daniel Pahl⸗Hohenfelde. 


Florentine Pahl, geb. Seehawer⸗ 
Hohenfelde. 


Kopf wie bo r. 


III. mit der Gemeinde Schmilowo vereinigt: 


— 


61½ pp 2 13 — 08 56 — 


Fit 1 


05 [Guſtav Bölter⸗Schmilowo. 
09 [Friedrich Schmeckel⸗Vandsburg 
Abbau. 
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7 15 2 | 
„ 6 2 51 — 08 651 — 
Flatow, den 17. Auguſt 1897. 
Der Kreisausſchuß. Freiherr von Maſſenbach. 
12) Bekanntmachung. über die zur Berathung geſtellten Punkte reſiriren und 


Von den Zwecks der Chauſſeebauten auf Grund darauf eine Beſichtigung des Meliorationsgebietes vor⸗ 
der Allerhöchſten Privilegien vom 25. November 1885 nehmen werden. 


und 7. Oktober 1889 ausgegebenen Anleiheſcheinen Strasburg W. Pr., den 26. Auguſt 1897. 
des Kreiſes Löbau der IX. Emiſſion ſind am 5. Fe⸗ Der Landrath. 
bruar cr. behufs Amortiſation ausgelooft worden: 14) Polizei⸗Verordnung, 
Littr. C. Nr. 74 über 500 Mark, betreffend 
Littr. D. Nr. 64 über 200 Mark. die Feuer⸗Löſch⸗Ordnung 
Den Inhabern der gedachten Anleiheſcheine werden für 
die bezeichneten Kapitalien hierdurch mit der Auf⸗ die Stadt Märk. Friedland. 
forderung gekündigt, die Beträge gegen Einreichung der — — 
Anleiheſcheine vom 1. Oktober d. J. ab bei unſerer Auf Grund der §§ 5 und 6 des Geſetzes über 
Kreis⸗Kommunalkaſſe und bei S. A. Samter Nachfolger die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (G. ⸗S. 
in Königsberg in Empfang zu nehmen. S. 265) in Verbindung mit den 88 143 und 144 
Die Verzinſung dieſer Anleiheſcheine hört mit des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung 
dem 1. Oktober d. J. auf. vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195) wird hierdurch 
Neumark, den 12. Februar 1897. unter Zuſtimmung des Magiſtrats und mit Genehmigung 
Der Kreisausſchuß des Kreiſes Löbau. des Königlichen Herrn Regierungs⸗Präſidenten zu Ma⸗ 
13) Bekanntmachung. rienwerder für die Stadt Märk. Friedland nachſtehende 


Aus Anlaß der Anträge, welche von den meiſten Polizei⸗Verordnung erlaſſen. 
Mitgliedern der Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Nießy⸗ A. Organiſation des Feuerlöſchdienſtes. 
wienc auf Bewilligung von Beihülfen aus den von § 1. Der Feuerlöſchdienſt wird geleiſtet: 
dem Staate und der Provinz dotirten Fonds zur a. von der freiwilligen Feuerwehr, 
Meliorirung ihrer genoſſenſchaftlichen Ländereien geſtellt b. von der Pflichtfeuerwehr, d. i. den zum Feuer⸗ 


ſind, ſoll eine Ergänzung bezw. Aenderung der Ge⸗ löſchdienſt verpflichteten Einwohnern der Stadt, 
noſſenſchaftsſtatuten herbeigeführt werden, durch welche welche der freiwilligen Feuerwehr nicht angehören. 
den Genoſſenſchaftsmitgliedern die Nachdüngung der Beide Feuerwehren bilden eine Schutzwehr 


meliorirten Ländereien zur Pflicht gemacht, und der im Sinne des § 113 Abſ. 3 des Reichs⸗Straf⸗Geſetz⸗ 
Genoſſenſchaftsvorſteher ermächtigt wird, bei Unter⸗ buchs vom 15. Mai 1871. 


laſſungen der Einzelnen die Düngung auf Koſten der § 2. Die freiwillige Feuerwehr beſteht auf 
Betreffenden auszuführen. N Grund des Statuts vom 16. März 1891. 

Zur Berathung und Beſchlußfaſſung hierüber Sie ordnet ihren Dienſt im allgemeinen ſelbſt⸗ 
wird hiermit auf ſtändig nach Maßgabe ihrer Statuten und Dienſt⸗ 
Donnerſtag, den 16. September 1897, vorſchriften. 

Vormittags 9 Uhr, § 3. Die Pflichtfeuerwehr beſteht auf Grund 


eine Generalverſammlung in dem Gorski'ſchen des Ortsſtatuts betreffend die Verpflichtung zum Feuer⸗ 
Gaſthauſe zu Nießywienc anberaumt, zu welcher die löſchdienſt vom 31. Juli 1896, beſtätigt durch den 
Eigenthümer der dem Meliorationsgebiete angehörigen Bezirks - Ausſchuß zu Marienwerder am 15. Sep⸗ 
Grundſtücke in den Gemeindebezirken Nießywienc, Gr. tember 1896. 
Brudzaw, Seeheim und Piwnitz und in dem Guts⸗ Die Bezeichnung der ihr zugehörigen Perſonen 
bezirke Domaine Dombrowken mit dem Hinweiſe darauf erfolgt durch die Polizei⸗Verwaltung. 
eingeladen werden, daß die Verſammlung ohne Rückſicht § 4. Die Mannſchaften der Pflichtfeuerwehr 
auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig iſt. werden vorläufig vertheilt auf 

Zu dem Termine werden ein Vertreter des a. die Spritzenabtheilung, 
Herrn Regierungs-Präſidenten ſowie der Königliche b. die Waſſerſchöpfabtheilung. 
Meliorationsbauinſpektor aus Danzig erſcheinen, welche Etwa erforderliche Aenderungen in der Ver⸗ 
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theilung oder Neubildungen anderer Abtheilungen aus 
der Pflichtfeuerwehr bleiben der Beſtimmung der Polizei⸗ 
Verwaltung vorbehalten. 

85. Die Spritzen⸗Abtheilung wird der frei⸗ 
willigen Feuerwehr zugetheilt und zerfällt in Unter⸗ 
abtheilungen zur Bedienung der einzelnen Spritzen. 
Sie bewirkt an den Spritzen das Pumpen, Schlauch⸗ 
halten und Schöpfen, in der engeren Stadt den Trans⸗ 
port der Feuerlöſchgerätche und unterfteht den Befehlen 
der einzelnen Spritzenführer. 

§ 6. Die Waſſerſchöpf⸗Abtheilung verſieht die 
Waſſerkufen mit dem erforderlichen Waſſer und ſorgt, 
ſolange die Geſpanne noch nicht zur Stelle ſind, oder 
ſoweit dieſelben hierzu nicht ausreichen, für die Herbei⸗ 
ſchaffung des Waſſers zur Brandſtelle. 

Sie unterſteht dem Befehle eines Schöpfmeiſters. 


8 7. Jeder einer Abtheilung Ueberwieſene erhält 
eine Ausweiskarte, durch welche er ſeine Berechtigung 
zum Zutritt zur Brandſtelle oder zum Uebungsplatz 
nachzuweiſen hat. 

§ 8. Die techniſche Leitung des Feuerwehr⸗ 
dienſtes wird dem Leiter der freiwilligen Feuerwehr 
übertragen. 

Derſelbe unterſteht, ebenſo wie die geſammte 
ſtädtiſche Feuerwehr dem Oberbefehle des Bürgermeiſters 
bezw. deſſen Stellvertreters. 

8 9. Den Anordnungen und Befehlen des 
Leiters (Hauptmanns) der freiwilligen Feuerwehr bezw. 
deſſen Stellvertreters, ſowie den Anordnungen und 
Befehlen der einzelnen Abtheilungsführer iſt jeder 
Feuerwehrmann ſowohl bei Bränden wie bei Uebungen 
unverzüglich und unweigerlich Folge zu leiſten ver⸗ 
pflichtet. 

Obgleich den Mannſchaften jeder Abtheilung nur 
beſtimmte Dienſte zugewieſen ſind, ſo darf ſich doch 
Niemand weigern, andere Arbeiten zu verrichten. 

§ 10. Zur Vorbereitung für den Feuerlöſch⸗ 
dienſt werden von der Polizeiverwaltung Uebungen 
der Feuerwehr veranſtaltet. 

An dieſen Uebungen hat regelmäßig die geſammte 
freiwillige Wehr, zeitweiſe auch die Pflichtfeuerwehr 
theilzunehmen. 

Wird das Erſcheinen der Pflichtfeuerwehr ge⸗ 
fordert, dann wird dies einige Zeit vor der Uebung 
durch Ausruf bekannt gemacht. 

Für dieſe Uebungen gelten alle diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Verordnung, welche für den Fall 
eines Brandes vorgeſchrieben ſind. 

§ 11. Die Alarmirung der Feuerwehr erfolgt 
in jedem Falle durch den Ruf der Signalhörner und 
zwar durch den bekannten Sammelruf bei Uebungen, 
den Feuerruf bei ausgebrochenem Brande. 


§ 12. Sobald Feuer gemeldet wird, hat jeder 
Feuerwehrmann, welcher zur Hülfeleiſtung bei der 
Löſchung eines Feuers beſtimmt iſt, ſich unverzüglich 
auf die ihm angewieſene Stelle zu begeben und ſich 
dort bei ſeinem Vorgeſetzten zu melden. 


Insbeſondere haben: 

die zur Spritzen⸗Abtheilung beſtimmten Maun⸗ 

ſchaften zu ihren Spritzen und wenn ſie dieſe 

nicht mehr am Aufbewahrungsorte treffen, zur 

Brandſtelle, 

„die zur Waſſerſchöpf⸗Abtheilung beſtimmten Mann⸗ 
ſchaften mit einem Waſſereimer verſehen, auf die 
ihnen angewieſene Schöpfſtelle zu eilen. 

§ 13. Die zum Waſſerfahren beſtimmten 

Geſpannhalter haben ihre Geſpanne auf die ihnen 

zugewieſene Schöpfſtelle zu ſchicken und von dort aus 

nach der ihnen zu Theil werdenden Weiſung die 

Waſſerzufuhr nach der Brandſtelle zu bewirken. 

Die nicht zur Verwendung gelangenden Geſpanne 
haben bis auf weitere Anordnung an Ort und Stelle 
zu halten. 

8 14. Kein zum Feuerlöſchdienſt Verpflichteter 
darf die ihm zugewieſene Stelle verlaſſen, ehe ſein 
Vorgeſetzter den Befehl oder die Erlaubniß dazu ge⸗ 
geben hat. - 

Die Pferdebeſitzer bezw. deren Beauftragte dürfen 
ſich mit ihren Pferden nur mit Genehmigung des 
a Beamten der Polizei⸗Verwaltung ent: 
ernen. 

8 15. Nach erfolgter Löſchung des Feuers be 
ſtimmt der Beamte der Polizei⸗Verwaltung diejenigen 
Mannſchaften der Pflichtfeuerwehr, welche die Brand⸗ 
wache und die erſten nothwendigſten Abräumungs⸗ 
arbeiten auf der Brandſtelle gegen Bezahlung zu über⸗ 
nehmen haben. 

8 16. Bei Bränden außerhalb der Stadt rückt 
für gewöhnlich nur die freiwillige Feuerwehr auf An⸗ 
ordnung der Polizei⸗Verwaltung aus. 

Die zu dieſem Behufe bezeichneten Geſnannhalter 
haben ihre Pferde bezw. Fuhrwerke nach Alarmirung 
der freiwilligen Feuerwehr ſofort ohne weitere Auf⸗ 
forderung nach dem Spritzenhauſe zu ſenden. 

8 17. Als entſchuldigtes Fernbleiben von den 
Bränden und Uebungen iſt in der Regel nur ärztlich 
beſcheinigte Krankheit oder Abweſenheit vom Orte an⸗ 
zuſehen. Dergleichen Entſchuldigungsgründe find inner 
halb 3 Tage nach der Alarmirung der Feuerwehr 
bezw. nach ſtattgehabter Uebung bei der Polizei⸗Ver⸗ 
waltung anzumelden. 

Innerhalb der gleichen Friſt haben die Ab⸗ 
theilungsführer der Polizei⸗Verwaltung ein Verzeichniß 
derjenigen Perſonen einzureichen, welche ſich überhaupt 
nicht, oder nicht rechtzeitig geſtellt oder welche den 
5 ihrer Vorgeſetzten nicht Folge geleiſtet 

aben. 

B. Allgemeine Bürgerpflichten beim Brande. 

§ 18. Jeder, in deſſen Behauſung oder auf 
deſſen Grundſtück Feuer ausbricht, ſowie Jeder, welcher 
den Ausbruch eines Feuers bemerkt, iſt verpflichtet, 
durch Feuerruf ſofort die Gefahr kund zu thun und 
auf dem ſchnellſten und ſicherſten Wege die öffentliche 

Feuerlöſchhülfe in Anſpruch zu nehmen. 

Von einem außerhalb bemerkten Feuer iſt ſtets 
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der Polizei⸗ Verwalter in Kenntniß zu ſetzen. Von 
dieſem hängt es ab, ob eine Alarmirung der Feuerwehr 
zu erfolgen hat. 

8 19. Beim Ausbruch eines Feuers innerhalb 
der Stadt müſſen alle nicht öffentlichen Brunnen und 
Waſſerbehälter den Feuerlöſchmannſchaften zur freien 


Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195) 
hierdurch genehmigt. 


Marienwerder, den 20. Juli 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
In Vertretung: 


(L. 8.) gez. Bode. 


Vorſtehende Polizei⸗Verwaltung wird hierdurch 


Benutzung geſtellt, die Zugänge zu denſelben geöffnet zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


und erforderlichen Falls beleuchtet werden. 


§ 20. Bei einem des Abends oder des Nachts 
ausbrechenden Feuer hat jeder Haushaltungsvorſtand 
an die nach der Straße zu belegenen Fenſter ſofort 
Licht zu ſtellen. Diejenigen Straßen, die in der Nähe 
der Brandſtelle liegen, oder den Weg zu den Waſſer⸗ 
ſchöpfſtellen bilden, ſind des Nachts oder bei eingetretener 
Dunkelheit ſolange durch Licht an den Fenſtern zu er⸗ 
leuchten, bis das Feuer gelöſcht iſt. 

§ 21. Bei ſtarkem Froſtwetter find die in der 
Nähe der Brandſtelle wohnenden Haushaltungsvorſtände, 
beſonders aber diejenigen, welche größere Feuerungs⸗ 
anlagen beſitzen, verpflichtet, auf Erfordern unverzüglich 
heißes Waſſer zu beſorgen und ſolches zur Verwendung 
beim Feuer bereit zu halten. 

Bei Glatteis haben die Hausbeſitzer die Straße 
mit Sand oder Aſche zu beſtreuen. 

22. Fußgänger, Reiter und Fahrende müſſen 
marſchirenden Abtheilungen der freiwilligen Feuerwehr, 
der Pflichtfeuerwehr und anfahrenden Feuerlöſchgeräthen 
ausweichen. 

8 23. Das unbefugte Betreten des durch Mit: 
glieder der freiwilligen Feuerwehr oder Polizeibeamte 
abgeſperrten Brand⸗ oder Uebungsplatzes iſt verboten. 


Perſonen, welche auf die Brandſtelle zugelaſſen 
werden, um in ihre Wohnungen zu gelangen, haben 
ſich ohne Aufenthalt in die Häuſer zu begeben, das 
Verbleiben auf der abgeſperrten Straße iſt nicht geſtattet. 


C. Strafbeſtimmungen. 

8 24. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtim⸗ 
mungen dieſer Polizei⸗Verordnung werden, ſoweit nicht 
nach den Beſtimmungen des Reichs⸗Straf⸗Geſetz⸗Buchs 
eine höhere Strafe einzutreten hat, mit Geldſtrafe bis 
zu 30 Mk., an deren Stelle im Unvermögensfalle eine 
entſprechende Haftſtrafe tritt, beſtraft. 

§ 25. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem 
Tage der Veröffentlichung in Kraft. Mit demſelben 
Zeitpunkt wird die Polizei⸗Verordnung betreffend die 
Feuer⸗Löſch⸗Ordnung der Stadt Märk. Friedland vom 
1. Juni 1874 aufgehoben. 


Märk. Friedland, am 6. März 1897. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
(L. S.) gez. Voigt. 
Vorſtehende Polizei⸗Verordnung wird mit Rückſicht 
auf die im § 24 angedrohte Strafe gemäß § 5 Abſ. 2 
des Geſetzes vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) in 
Verbindung mit § 144 des Geſetzes über die allgemeine 


Märk. Friedland, den 26. Juli 1897. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
Voigt. 


15) Ausweiſung von Ausländern aus dem 


Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


. Karl Diviſchek, Schneider, geb. am 28. Auguſt 


1866 zu Pilfen, Böhmen, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wegen Bettelns, vom Königlich preu⸗ 
ßiſchen Polizei⸗Präſidenten zu Berlin, vom 28. 
April d. J. 


. Sean Kleiner, Buchbinder, geboren am 9. Juli 


1846 zu Hedingen, Bezirk Affoltern, Kanton 
Zürich, Schweiz, ortsangehörig zu Affoltern, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Großherzoglich 
badiſchen Landeskommiſſär zu Mannheim, vom 
22. Juli d. Is. 


Wenzel Fous, Metzger und Brauer, geboren am 


3. Mai 1860 zu Königseck, Bezirk Neuhaus, 
Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens, vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 
zu Laufen, vom 15. Juli d. J 


Albin Klinger, Tiſchlergehilfe, geboren am 


1. März 1846 zu Oberaltſtadt, Bezirk Trautenau, 
Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens und Bettelns, von der Königlich ſächſiſchen 
. zu Bautzen, vom 28. Juni 
d 


Franz Lenza, Kellner, geboren am 1. Januar 


1863 zu Groß Kaniſcha, Ungarn, ortsangehörig 
zu Karlſtadt, Komitat Agram, Kroatien, wegen 
Bettelns, vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 
zu Griesbach, vom 2. Juli d. J. 


„Karl Schöner, Kommis, geboren am 11. Auguſt 


1859 zu St. Veit, Bezirk Baden, Nieder⸗Oeſter⸗ 
reich, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens, vom Stadtmagiſtrat zu Nürnberg, Bayern, 
vom 14. Juli d. J. 


. Heinrich Weßels, Schuhmacher, geboren am 


10. Mai 1835 zu Vorden, Niederlande, nieder⸗ 
ländiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Praſidenten 
zu Osnabrück, vom 24. Juli d. J. 


. Adam Gatzta, Schirmmacher, geboren am 12. 


Dezember 1872 zu Patska, Ungarn, öſterreichiſch⸗ 
ungariſcher Staatsangehöriger, wegen Land⸗ 
ſtreichens, Bettelns, Berufsbeleidigung und groben 
Unfugs, vom Stadtmagiſtrat zu Neu Ulm, Bayern, 
vom 27. Juli d. J. 


Joſef Hugauf, Hafner, geboren am 18. März 
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1878 zu Eiſenſtadt, Ungarn, oſterreichiſch⸗ un⸗ 
gariſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, 
Bettelns und Gebrauch gefälſchter Urkunden, vom 
Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
29% Juli d 

Wilhelm Mihatſch, Bäckergeſelle, geboren am 
16. Februar 1842 zu Freudenthal, Oeſterreich, 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, 
von der Polizei = Behörde zu Hamburg, vom 
28. Juli d. J. 

Moſes Mon derer, Handelsmann, geboren am 
15. Oktober 1844 zu Glinicke, Bezirk Wieliczka, 
Galizien, ortsangehörig zu Radziszow, Bezirk 
Podgorze, ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Oppeln, vom 7. Juli d. N 
Elias Neuger, Tagelöhner, geboren im Jahre 
1837 zu Horwitze, Bezirk Podgorze, Galizien, 
ortsangehörig zu Radziszow, ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich preu⸗ 
ßiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 
7. Juli d. J. 

Mathias Schefecker, Müller, geboren am 14. 
Februar 1842 zu Henhart, Bezirk Brunau, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom 
Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Oberndorf, 
vom 14. Juli d. J. 

Johann Schmitz, Müller und Bäcker, geboren 
im Jahre 1868 zu Patafalva, Komitat Vas, 
Ungarn, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens, Benutzung eines gefälſchten Arbeits⸗ 
buches und falſcher Namensangabe, von der Kö⸗ 
niglich bayeriſchen Polizei⸗Direktion zu München, 
vom 10. Juli d. J. 


10. 


11. 


12. 


1 


14. 


., ̃ ̃ Ver 


15. Johann Wimmer, Arbeiter, geb. am 11. Marz 
1877 zu Waltersdorf, Oeſterreich, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, Bettelns und 
Gebrauch eines falſchen Namens, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Magdeburg, 
vom 7. Juli d. J. 


Perſonal⸗Chronik. 


Die Wahl des Kaufmanns Hermann M endelſohn 
zum Beigeordneten der Stadt Schönſee auf die geſetz⸗ 
mäßige Dauer von 6 Jahren iſt beſtätigt worden 

Inm Kreiſe Graudenz find: 
der Königliche Domainenpächter Guſe zu Tauben⸗ 
dorf zum Amtsvorſteher des Amtsbezirks Domaine 
Rehden und 
der Königliche Oberamtmmann Wichmann zu 

Domaine Rehden zum Stellvertreter des Amts⸗ 

vorſtehers für den Amtsbezirk Domaine Rehden 

ernannt. 

Im Kreiſe Stuhm iſt der Rittergutsbeſitzer 
Seyffarth zu Linken zum Amtsvorſteher für den 
Amtsbezirk Stangenberg ernannt. 

Der Kreisſchulinſpektor Dr. Hatwig in Dt. Krone 
iſt vom 30. Auguſt bis zum 6. September d. Is. De: 
urlaubt und wird während dieſer Zeit von dem Kreis⸗ 
ſchulinſpektor Treichel in Dt. Krone vertreten. 


17) Erledigte Schulſtellen. 


Die Schullehrerſtelle zu Neu Zippnow, Kreis 
Dt. Krone, wird zum 1. Oktober d. Js. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die: 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Kreisſchulinſpektor Herrn 
Treichel zu Dt. Krone zu melden. 


16) 


A. 


— 
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